
Die Rechtsabteilung informiert· 

Gesamtvertrag 
zur Vergütung von Ansprüchen nach § 52 a UrhG 

für Nutzungen an Schulen 

Öffentliche Zuganglichmachung von Werken oder Teilen eines Werks für den Unterricht an Schulen. 

§ 52 a Urheberrechtsgesetz etmoglicht es den Schulen, gegen angemessene Vergotung durch das Umeberrechtsgesetz 
geschützte Werke bzw. Teile von Werken einem bestimmt abgegrenzten Personenkreis öffentlich zugänglich zu ma­
chen. Die Länder haben am 27. Februar 2014 mit den Verwertungsgesellschaften den folgenden Gesamtvertrag zur 
Vergütung von Anspruchen nach § 52 a Urheberrechtsgesetz geschJossen. Neben der Regelung der Verg!Jtungsanspru­
che enthält der Gesamtvertrag Definitionen und Voraussetzungen der öffentlichen Zugänghchmachung und erleichtert 
damit dre Handhabbarkeit der genannten Vorschnften. Es wird um Beachtung gebeten 

Den Gesamtvertrag finden Sie auch im Internet unter dem Link www.schulrechthamburg.de. 

Gesamtvertrag zur Vergütung von Ansprüchen nach§ 52a UrhG für Nutzungen an Schulen 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land NiedersaChsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland. 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein, 
der Freistaat Thüringen, 

1m folgenden· „die Lander" 

Ministerium fur Bildung und Kultur des Saarlandes und 
tsmin1stenum fur Untemcht und Kultus. 

einerseits und 

. die folgenden Verwertungsgesellschaften 
VG Musiked1t1on. 
GEMA (Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte), 
VG WORT (Verwertungsgesellschaft Wort), 
VG Bild-Kunst (Verwertungsgesellschaft Bild-Kunst), 
GVL (Gesellschaft ::i:ur Verwertung von Le1stungsschutzrechten), 
VFF (Verwertungsgesellschaft der Film- und Femsehproduzenten m b. H. ), 
VGF (Verwertungsgesellschaft für Nutzungsrechte an Filmwerken m. b. H.), 
GWFF (Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung von Film- und Fernsehrechten m. b. H) 

1m Folgenden „die Verwertungsgesellschaften" 

vertreten durch G WORT, andererseits 

vereinbaren zur Umsetzung von § 52 a des Urheberrechtsgesetzes (UrhG) folgenden 

Gesamtvertrag 

§1 
Vertragsgegenstand 

(1) Dieser Vertrag regelt die Abgeltung urheberrechU1cher Anspruche aus § 52 a Abs. 4 UrhG für das offentltche Zu­
gänghchmachen von Werken oder Werkteilen fur Zwecke des Unterrichts an den Schulen 

(2) Schulen r. S. von Absatz 1 sind alle öffenthchen (staatliche oder kommunale) und pnvaten Schulen 1m Sinne der 
Schulgesetze der Lander 
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§2 
Begriffsbestimmungen/Voraussetzungen der öffentlichen Zugänglichmachu ng 

(1) Im Sinne des Vertrages gelten als 

a. kleine Teile eines Werks maximal 12 % eines Werks, bei Filmen jedoch nicht mehr als funf Minuten Länge; 
b. Teile etnes Werks 25 % eines Druckwerks, jedoch nicht mehr als 100 Seiten, 
c. Werk geringen Umfangs 

ein Druckwerk mit maximal 25 Seiten, bei Musikeditionen maximal sechs Seiten 
ein Film von maximal fünf Minuten Lange 
maximal tunt Minuten eines Musikstücks sowie 

- alle hieri~enthaltenen vollständigen Bilder, Fotos und sonstigen Abbildungen. 

(2) Oie öffentliche z anghchmachung darf stets nur fUr etnen bestimmt abgegrenzten Kreis von lJnternchtste1fneh­
mern zur Veranschaul1c ung fur Zwecke des Unternchts erfolgen. 

(3) E1ne offenthche Zuganglichmachung gemaß § 52 a UrhG muss stets zu dem Zweck des Absatzes 2 geboten sein 
Das ist nur der Fall, wenn das Werk nicht zu angemessenen Bedingungen vom jewe1hgen Rechteinhaber 1n digitaler 
Form tur die Nutzung 1m Netz der Schulen angeboten wtrd 

(4) Die offenthche Zugänglichmachung eines fur den Untemchtsgebrauch an Schulen bestimmten Werkes ist stets nur 
mit Einwilligung des jeweiligen Rechteinhabers zulässig Das Gleiche gilt fur die offentl1che Zugänghchmachung eines 
Filmwerkes vor Ablauf von zwei Jahren nach Beginn der tlbhchen regulären Auswertung 1n Filmtheatern in Deutschland 

§3 
Leistungen 

(1) Die Lander erfullen 1m Rahmen des § 1 Abs 1 die den Verwertungsgesellschaften zustehenden oder von ihnen 
wahrgenommenen Anspruche gegen die Träger der Schufen gemaß § 1 Abs 2. Soweit die Länder nicht Träger des 
Schulaufwands smd, zahlen sie anstelle der Träger mit befreiender Wirkung ft.lr diese. 

(2) Die Verwertungsgesellschaften stellen dte Lander und dte Träger der Schulen von allen Ansprüchen gemaß 
§ 1 Abs. 1 frei 

§4 
Vergütung 

(1) Die Landerzahlen an die VG WORT mit befreiender Wirkung gegenuber allen 1n diesem Vertrag genannten Ver­
wertungsgesellschaften fi.Jr die Zeit vom 1 August 2013 bts 31. Juh 2017 einen pauschalen Betrag von 

€ 2 240.000,-
(1. W. Zwei Millionen Zweihundertv1erz1gtausend Euro). 

Auf die Haushaltsjahre 2014 bis 2017 (Schuljahre 2013/14 bis 2016/17) entfällt 1ahrllch ein Betrag von je€ 560 000,-. 
Die Jahresbetrage werden Jeweils am 15. Juni des 1ewe1hgen Jahres fälhg Es e rfolgt keine Rechnungsstellung durch die 
VG WORT. Im Jahresbetrag ist die gesetzliche Umsatzsteuer enthalten. Von dem Vergutungsbetrag fur 2014 stunden 
die Verwertungsgesellschaften den Landern einen Teilbetrag von 120.000 Euro bis längstens 15 Juni 2015. 

(2) Wird die Geltungsdauer des§ 52 a UrhG nicht uber den 31. Dezember 2014 hinaus verlängert, ermäßigt sich der 
Jahresbetrag für das Haushaltsjahr 2015 auf€ 280 000,-; die Zahlungsverpflichtungen fur die folgenden Jahre entfallen. 

(3) Eine Nachforderung oder Ruckforderung - gleich aus welchem Grund - wird ausdruckhch ausgeschlossen. 

(4) Der Anteil der Länder am Zahlbetrag errechnet sich entsprechend des Kon1gste1ner Schlussefs m seiner 1ewe1ls 
gult1gen Fassung. 

§5 
Auskunftsanspruch 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren eine repräsentative Erhebung - entsprechend den 1m Jahre 2005, 2007/08 und 
2011 durchgefuluten Erhebungen - fur das Schul1ahr 2014/15, die bis spatestens 1. März 2015 abgeschlossen sein soll. 
Die Modalitäten werden rechtze1t1g gemeinsam festgelegt. 

(2) Daruber h111aus werden 1m Schuljahr 2014/2015 und während der Laufzeit des Vertrages noch einmal nach Anfor­
derung der Verwertungsgesellschaften pro Land an 5 v. H. aller Schulen der Sekundarstufe II, die urheberrechtlich 
geschützte Inhalte nach § 52 a UrhG in Intranets emstelfen, ergänzende Erhebungen durchgeführt. Dabei sollen 
wahrend des gesamten Schuljahres Angaben über die eingestellten Inhalte erhoben werden; die genauen Modah­
taten werden rechtzeitig gemeinsarn festgelegt. Soweit möglich, sofft.n die Länder staatliche, kommunale und pri­
vate Schufen eritsprechend ihrem Anteil an den Schulen. die urheberrechtlich geschutzte Inhalte einstellen, in die 
Erhebungen einbeziehen. Soweit sich kommunale oder private Schulträger weigern, an den Erhebungen teilzu­
nehmen, steht es den Verwertungsgesellschaften frei. diesen Trägern gegenüber ihren Auskunftsanspruch auf 
anderem Wege geltend zu machen. 
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• §6 
Laufzeit, Kündigung, Änderungsbegehren, Inkrafttreten 

(1) Der Vertrag beginnt am 1. August 2013 und endet am 31. Juli 2017. Danach verlängert sich die Laufzeit Jeweils um 
em Jahr, sofern mcht einer der beiden Vertragsparteien sechs Monate vorher schnftl1ch gekündigt hat. Im Falle einer 
solchen Verlangerung wird auch fur die Folgezeit die zuletzt vereinbarte Pauschalsumme bezahlt. 

(2) Der Vertrag kann auch im Falle der Klindigung in beiderseitigem Einvernehmen für die Zeit der Vertragsver­
handlungen bis zum Abschluss eines Folgevertrags weiter angewendet werden. Der Vertrag endet vorzeitig an 
dem Tag, an dem§ 52 a UrhG außer Kraft tritt. 

(3) Nach Vorliegen der Ergebnisse der Erhebung nach § 5 Abs 1 haben beide Seiten das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung des Vertrages zum 31. Juli 2015; die Kund1gung muss bis zum 31. Mai 2015 schnftlich erklart werden. Auch 
ohne Kundigung des Gesamtvertrags werden die Vertragsparteien nach dem Vorliegen der Ergebmsse der Erhebung 
nach§ 5 Abs 1 Verhandlungen uber die weitere Angemessenheit der vereinbarten Vergutung aufnehmen und drese bei 
Bedarf anpassen. 

(4) Dieser Vertrag tntt am Tage seiner Unterzeichnung in Kraft. 

München. den 27.02.2014 

Für die Umder. Fur die Verwertungsgesellschaften. 
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